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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 30. Januar 2003 übermittelte die Kommission dem Europäischen 
Parlament ihre Mitteilung „Zweiter Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt“: regionale Trends, Debatte über künftige Entwicklungen (KOM(2003) 34), 
der dem Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr sowie dem Ausschuss 
für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten und dem Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung zur Information übermittelt worden war.

In der Sitzung vom 15. Mai 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass der Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr die Genehmigung zur 
Ausarbeitung eines Initiativberichts gemäß Artikel 47 Absatz 2 und Artikel 163 der 
Geschäftsordnung erhalten hatte und dass der Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten sowie der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung als 
mitberatende Ausschüsse befasst worden waren.

Der Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr hatte in seiner Sitzung vom 
19. März 2003 Emmanouil Mastorakis als Berichterstatter benannt.

Er prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 12. Juni und 8. Juli 2003. 

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag mit 44 Stimmen 
bei 6 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Rijk van Dam stellvertretender und amtierender 
Vorsitzender; Gilles Savary, stellvertretender Vorsitzender; Emmanouil Mastorakis, 
Berichterstatter; Sylviane H. Ainardi, Rolf Berend, Philip Charles Bradbourn, Felipe Camisón 
Asensio, Chantal Cauquil (in Vertretung von Helmuth Markov), Luigi Cesaro (in Vertretung 
von Dieter-Lebrecht Koch), Luigi Cocilovo, Jean-Maurice Dehousse (in Vertretung von 
Danielle Darras), Nirj Deva (in Vertretung von Sérgio Marques), Jan Dhaene, Den Dover (in 
Vertretung von Christine de Veyrac), Garrelt Duin, Alain Esclopé, Giovanni Claudio Fava, 
Jacqueline Foster, Mathieu J.H. Grosch, Catherine Guy-Quint (in Vertretung von Ewa 
Hedkvist Petersen), Konstantinos Hatzidakis, Roger Helmer (in Vertretung von Carlos Ripoll 
y Martínez de Bedoya), Juan de Dios Izquierdo Collado, Georg Jarzembowski, Giorgio Lisi, 
Nelly Maes, Erik Meijer, Rosa Miguélez Ramos, Bill Miller (in Vertretung von John Hume), 
Enrique Monsonís Domingo, Francesco Musotto, Camilo Nogueira Román, Josu Ortuondo 
Larrea, Peter Pex, Wilhelm Ernst Piecyk, Joaquim Piscarreta (in Vertretung von James 
Nicholson), Giovanni Pittella (in Vertretung von Brian Simpson), Samuli Pohjamo, Bernard 
Poignant, José Javier Pomés Ruiz, Reinhard Rack, Dana Rosemary Scallon, Ingo Schmitt, 
Renate Sommer, María Sornosa Martínez (in Vertretung von Ulrich Stockmann gemäß 
Artikel 153 Absatz 2 der Geschäftsordnung), Dirk Sterckx, Joaquim Vairinhos, Ari Vatanen, 
Herman Vermeer, Luigi Vinci (in Vertretung von Emmanouil Bakopoulos gemäß Artikel 153 
Absatz 2 der Geschäftsordnung), Mark Francis Watts und Brigitte Wenzel-Perillo (in 
Vertretung von Margie Sudre).

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten und der Ausschuss für 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung haben am 12. März 2003 und 20. Mai 2003 
beschlossen, keine Stellungnahme abzugeben.
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Der Bericht wurde am 10. Juli 2003 eingereicht.
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu der Mitteilung der Kommission „Zweiter Zwischenbericht über den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt“: regionale Trends, Debatte über künftige Entwicklungen 
(KOM(2003) 34 – 2003/2095(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission (KOM(2003) 34),

- gestützt auf Artikel 47 Absatz 2 und Artikel 163 seiner Geschäftsordnung,

- in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Regionalpolitik, Verkehr und 
Fremdenverkehr (A5-0267/2003),

A. in der Erwägung, dass die Regional- und Kohäsionspolitik eine zentrale Rolle im Prozess 
der europäischen Integration sowie bei der Förderung des Binnenmarkts und der 
Wirtschafts- und Währungsunion spielt,

B. in der Erwägung, dass es wesentlich ist, die Bedeutung dieser Politik für die Förderung 
des Zusammenhalts in einer erweiterten Europäischen Union hervorzuheben, in der die 
verschiedenen Regionen sich in zunehmendem Maße ungleich entwickeln werden, und 
dass die Mittel, die bereitgestellt werden müssen, den neuen Erfordernissen Rechnung 
tragen müssen,

C. in der Erwägung, dass die Überbrückung der Differenzen und die Förderung einer 
langfristigen, ausgewogenen und polyzentrischen Entwicklung in der gesamten 
Europäischen Union von wesentlicher Bedeutung sind,

D. in der Erwägung, dass die auf den Tagungen des Europäischen Rates von Lissabon und 
Göteborg beschlossenen Leitlinien über die Wettbewerbsfähigkeit und die nachhaltige 
Entwicklung weiterhin ausschlaggebend für die Festsetzung der Prioritäten der Strategie 
der Europäischen Union in den künftigen Jahrzehnten sein sollten,

E. in der Erwartung, dass die Kommission vor Ende des Jahres 2003 in ihrem dritten Bericht 
über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt spezifische Schlussfolgerungen 
ziehen und Vorschläge vorlegen wird,

Allgemeine Anmerkungen

1. stellt fest, dass es notwendig ist, die Ziele und Prioritäten genauer festzulegen, um die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der Ungleichheiten und zur Weiterbehandlung der 
Ergebnisse der  Kohäsionspolitiken in der erweiterten Union stetig zu verbessern;

2. unterstützt den Standpunkt der Kommission, Bestrebungen zur Renationalisierung der 
Regional- und Kohäsionspolitik abzulehnen, und begrüßt ihre Entschlossenheit, eine echte 
Gemeinschaftspolitik aufrechtzuerhalten;
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3. unterstützt die Ansichten der Kommission in Bezug auf die Anwendung der Regional- 
und Kohäsionspolitik der EU auf alle Regionen der EU, wenn diese die einschlägigen 
Kriterien erfüllen;

4. ist der Auffassung, dass im Rahmen einer künftigen Regionalpolitik, die die „neue“ 
Wirtschaft umfasst und sich auf die wissensbasierte Wirtschaft stützt, den Leitlinien und 
Vorschlägen im Rahmen des Europäischen Raumentwicklungskonzeptes (ESDP, 
Potsdam, Mai 1999 – inoffizielle Tagung des Rates der Minister für Regionalpolitik und 
Raumordnung) Rechnung getragen werden muss;

5.  weist mit Nachdruck darauf hin, dass die sektorbezogenen Politiken dringend einen 
größeren Beitrag zum Ziel des Zusammenhalts leisten müssen, insbesondere diejenigen, 
die sich in erheblichem Maße auf das Land auswirken, wie beispielsweise Landwirtschaft, 
Fischerei, Verkehr, Forschung und Technologie, Bildung und Ausbildung und die Politik 
im Zusammenhang mit der Informationsgesellschaft;

6. bekräftigt die Notwendigkeit einer verstärkten Koordinierung zwischen den 
obengenannten Politiken und der Regional- und Kohäsionspolitik;

7. ist der Auffassung, dass besonders darauf geachtet werden sollte, ein angemessenes 
Gleichgewicht und die bestmöglichste Kombination zwischen ländlicher und städtischer 
Dimension der Entwicklungspolitik zu erzielen und gleichzeitig die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, dort, wo sie am schlimmsten ist;

8. unterstreicht die Notwendigkeit einer direkten Verknüpfung der künftigen Regionalpolitik 
mit der europäischen Wettbewerbspolitik, unter besonderer Berücksichtigung von 
Steuererleichterungen und staatlichen Beihilfen in den Regionen;

9. bekundet erneut seine Überzeugung, dass die derzeitige Schwelle von 0,45% des BIP der 
EU, die für die Kohäsionspolitik bestimmt ist, nicht unterschritten werden darf, ohne die 
Verwirklichung der Ziele der Kohäsionspolitik der Union zu gefährden; ist ebenfalls der 
Auffassung, dass im Rahmen der finanziellen Vorausschau im Hinblick auf die 
Erweiterung in nächster Zukunft eine Beurteilung der Bedürfnisse der Kohäsionspolitik 
notwendig ist;

Ziel 1

10. unterstreicht die Tatsache, dass die Kommission den Regionen, die unter den 
„statistischen“ Auswirkungen der Erweiterung leiden, und die infolge der Neuberechnung 
des BIP der EU nicht länger als förderfähig für das Ziel 1 gelten, besondere 
Aufmerksamkeit widmen sollte, indem sie diese Regionen auch künftig wie Ziel-1-
ähnliche Gebiete mit entsprechender Förderhöhe und der Beihilfepraxis nach Artikel 87 
Absatz 3 Buchstabe a behandelt;

11. fordert die Kommission auf, den Fällen besondere Aufmerksamkeit zu widmen, in denen 
die Regionen aufgrund eigener Verdienste nicht länger unter das Ziel Nr. 1 fallen, aber 
während eines Übergangszeitraums durchaus noch einer angemessenen finanziellen 
Unterstützung bedürfen, um ihre Fortschritte zu konsolidieren;
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12. ist der Auffassung, dass gemäß Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags den Regionen in 
äußerster Randlage und den dünn besiedelten Gebieten gemäß Artikel 2 des Protokolls Nr. 
6 der Akte über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte;

13. unterstreicht, dass die Kommission den am stärksten benachteiligten Inseln, die in Artikel 
158 erwähnt werden, besondere Aufmerksamkeit widmen sollte;

14. räumt ein, dass den Regionen des Ziels 1 weiterhin politische und wirtschaftliche Priorität 
eingeräumt werden muss;

15. erkennt an, dass die Schwelle von 75% des Durchschnitts-BIP in den Mitgliedstaaten der 
EU weiterhin das wesentliche Kriterium für die Förderfähigkeit im Rahmen des Ziels 1 
bleiben muss;

16. verweist auf die wesentliche Rolle des Kohäsionsfonds bei Vorhaben zum Schutz der 
Umwelt und des Verkehrs und unterstreicht die Bedeutung, diesen Fonds beizubehalten, 
insbesondere für die neuen Mitgliedstaaten, und dabei insbesondere darauf zu achten, dass 
die mit Mitteln des Kohäsionsfonds finanzierten Infrastrukturen in den Empfängerländern 
weder im Widerspruch zu den im Weißbuch über die Verkehrspolitik bis 2010 
festgelegten Prioritäten der neuen Politik der nachhaltigen Mobilität stehen, noch zu 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten führen;

17. verweist auf die Bedeutung des Kohäsionsfonds insbesondere für die Beitrittsländer, 
indem die Mitgliedstaaten mit einem BIP unter 90% des EU-Durchschnitts, die nicht der 
Eurozone angehören, einen aus dem Kohäsionsfonds und den Strukturfonds kombinierten 
Förderbeitrag erhalten, welcher auf die Bereiche Umwelt und Transeuropäische Netze 
Anwendung findet;

Ziel 2

18. begrüßt die Tatsache, dass die Kommission die Bedeutung des Ziels 2 bei der Förderung 
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und der Verringerung der Disparitäten 
in der Entwicklung zwischen den Regionen der erweiterten Union anerkennt;

19. unterstützt den Gedanken eines neuen Ziels 2 zur Förderung der regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit, im Rahmen einer ausgewogenen und nachhaltigen polyzentrischen 
Entwicklung in Übereinstimmung mit den Leitlinien von Lissabon und Göteborg;

20. unterstreicht, dass wie bisher das künftige Ziel-2 auf Gebietseinheiten mit 
Strukturproblemen Anwendung findet, damit diese entsprechend ihrer Entwicklung und je 
nach Ausmaß ihrer Probleme Unterstützung erhalten;

21. fordert die Kommission auf, für die Förderfähigkeit der Regionen im Rahmen des Ziels 
Nr. 2 klare, objektive Kriterien von gemeinschaftlichem Interesse auszuarbeiten, um die 
Verwirklichung der themenbezogenen Ziele entsprechend dem Bericht über den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu ermöglichen;

22. hält es für unbedingt erforderlich, im Rahmen kohärenter und globaler Programme für die 
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regionale wirtschaftliche Entwicklung zu handeln und vorrangig die Hauptfaktoren der 
regionalen Wettbewerbsfähigkeit anzugehen, nämlich Zugänglichkeit insbesondere der 
ländlichen Gebiete, der am Rande gelegenen Gebirgsregionen und Inseln, Forschung und 
Entwicklung, Bildung und Ausbildung und die Informationsgesellschaft;

23. ist der Auffassung, dass die regionalen Gebiete, in denen die naturbedingten 
geographischen Nachteile (Inseln, Gebirgsregionen, dünn besiedelte Gebiete) ein 
Hemmnis für die Entwicklung der Wirtschaft, der Industrie und der Beschäftigung 
darstellen und die nicht im Rahmen anderer Strukturfonds als förderfähig gelten, unter ein 
revidiertes Ziel Nr. 2 oder unter eine neue spezifische Gemeinschaftsinitiative fallen 
müssen;

24. weist darauf hin, dass der Anwendungsbereich der Aktivitäten innerhalb der einzelnen 
Ziele deutlicher festgelegt werden muss, und fordert insbesondere, dass die Maßnahmen 
und Mittel von Ziel 3 in das neue Ziel 2 übertragen werden;

25. hebt die Notwendigkeit einer genauen Definition des Zusammenhangs zwischen 
Regionalpolitik und Politik der ländlichen Entwicklung im Rahmen des 2. Pfeilers der 
GAP und der sozioökonomischen Hilfe aus den Strukturmitteln der FIAF hervor;

26. unterstützt die Kommission in ihrem regionalen entwicklungspolitischen Ansatz, 
insbesondere den Gedanken eines einzigen Programms und eines einzigen Finanzpakets 
pro Region;

27. wiederholt seine Überzeugung, dass klare und unzweideutige Kriterien für die Umsetzung 
des Ziels 2 erforderlich sind, um eine ausgewogene Verteilung der wirtschaftlichen 
Ressourcen zwischen den Regionen entsprechend den tatsächlichen Erfordernissen zu 
gewährleisten;

Regionale Zusammenarbeit

28. unterstreicht die Notwendigkeit einer konsequenten Politik der regionalen 
Zusammenarbeit in dreifacher Hinsicht, nämlich grenzüberschreitend (Land oder See), 
länderübergreifend und interregional;

29. fordert die Kommission auf, die regionale Zusammenarbeit weiterhin zu fördern und in 
diesem Zusammenhang die bewährtesten Methoden anzuwenden und die Erfahrungen zu 
nutzen, die sie aus positiven Initiativen der Gemeinschaft gewonnen hat, und die 
Verfahren zu vereinfachen;

30. fordert die Europäische Kommission auf, auf der Grundlage der im Rahmen von 
INTERREG gesammelten Erfahrungen Vorschläge vorzulegen, um die regionale 
Zusammenarbeit operationeller zu gestalten und gegebenenfalls dafür zu sorgen, dass die 
Investitionen und die Verwirklichung bestimmter grenzüberschreitender Projekte im 
Bereich der Infrastruktur im Rahmen der neuen Instrumente der Regionalpolitik der 
Gemeinschaft finanziert werden können;

31. empfiehlt, innovative Maßnahmen und Pilotprojekte auch nach 2006 beizubehalten und zu 
verstärken;
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Vereinfachung

32. unterstützt das Hauptziel der Kommission, die Vorschriften für die Umsetzung der 
Regionalpolitik zu vereinfachen, insbesondere im Wege einer besseren Abstimmung der 
Ziele und der Förderung der regionalen Dimension bei der Umsetzung, der Verwaltung 
und der Planung von Programmen und Hilfsmaßnahmen; befürwortet das Konzept eines 
einzigen Fonds pro Entwicklungsziel;

33. erinnert die Kommission an ihre Forderung, Dreier-Verträge zwischen Kommission, 
Mitgliedstaat und Region zu schließen,

34. fordert die Europäische Kommission auf, eine klare Aufteilung der Zuständigkeiten und 
Befugnisse zwischen allen Akteuren der Kohäsionspolitik vorzunehmen;

35. ist der Auffassung, dass die Verwaltungsverfahren stark vereinfacht werden sollten, 
insbesondere im Hinblick auf den bürokratischen Aufwand bei den Zahlungsverfahren 
(übermäßige Kontrollen durch viele Instanzen usw.);

36. unterstreicht erneut seine Überzeugung, dass es sowohl notwendig als auch machbar ist, 
ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Vereinfachung und Sorgfalt zu erzielen;

37. fordert, dass die Bedeutung der Partnerschaft bei der Revision der 
Strukturfondsverordnungen gestärkt wird; ist angesichts der ungleichen Fortschritte bei 
der Anwendung der Partnerschaft in den Mitgliedstaaten der Auffassung, dass die 
Kommission eine Harmonisierung der Durchführung und der Auswahl der Partnerschaft 
in der Regionalpolitik vorschlagen sollte;

38. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Einleitung

Der zweite Zwischenbericht der Kommission über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt steht im Einklang mit den vorherigen Mitteilungen1 und ist eine logische 
Folge dieser Mitteilungen; er bietet eine wertvolle aktualisierte Analyse der derzeitigen 
Situation und der Tendenzen im Zusammenhang mit den regionalen Disparitäten sowohl in 
der derzeitigen als auch in der künftigen erweiterten Union. Wichtigstes Thema des Berichts 
ist jedoch die Debatte über die Zukunft der Kohäsionspolitik der Europäischen Union an sich. 
In diesem Zusammenhang wird den Vorschlägen für den Planungszeitraum 2007-13, die in 
dem dritten Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, der gegen Ende 
des Jahres erscheinen soll, enthalten sind, vorgegriffen.

Der Berichterstatter begrüßt den Ansatz der Kommission in dieser Debatte, insbesondere die 
Offenheit, die sie bei dem Dialog mit den anderen Beteiligten an den Tag gelegt hat. Die 
vorliegende Mitteilung beschreibt sorgfältig und genau den Stand der Diskussionen und 
bestätigt das allgemeine Einvernehmen darüber, dass es unbedingt notwendig ist, die Politik 
auf europäischer und regionaler Ebene fortzuführen und weiterzuentwickeln.

Allgemeine Anmerkungen

In dem Bericht der Kommission wird mitgeteilt, dass die wirtschaftliche und soziale 
Konvergenz sich trotz eines langsameren Wirtschaftswachstums dennoch weiterentwickelt hat 
und die Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten der derzeitigen Union geringer geworden 
ist. Innerhalb der Mitgliedstaaten haben sich manche Disparitäten jedoch erhalten und sogar 
weiter verschärft.

Am Vorabend der Erweiterung dürften die regionalen Einkommensunterschiede in Europa 
dramatisch zunehmen. Wie die Kommission bemerkt, lag das Pro-Kopf-Einkommen in 48 
Regionen, die 18% der EU-15-Bevölkerung ausmachen, unter 75% des EU-15-Durchschnitts. 
In einer erweiterten Union mit insgesamt 67 Regionen, in denen 26% der Gesamtbevölkerung 
leben, wird es unter die Schwelle von 75% fallen.

Unter diesen Umständen ist es von wesentlicher Bedeutung, EU-weit eine langfristige, 
ausgewogene und polyzentrische Entwicklung zu fördern und die Regional- und 
Kohäsionspolitik auf das gesamte Hoheitsgebiet der Union auszuweiten, damit diese alle 
Bürger betrifft. In diesem Zusammenhang sollten die Strategien für die Wettbewerbsfähigkeit 
und eine nachhaltige Entwicklung, die auf den Tagungen des Europäischen Rates in Lissabon 
und Göteborg entwickelt wurden, weiterhin die wichtigsten Grundsätze für den Fortschritt 
bleiben.

Die Zukunft der Kohäsionspolitik

Das Europäische Parlament hat bereits wiederholt2 seine Verpflichtung im Hinblick auf eine 

1 Zweiter Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, KOM(2001) 24 endg. vom 31. Januar 
2001 und Erster Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, KOM(2002) 46 endg. 
vom 30. Januar 2002. 
2 Bericht Musotto über den zweiten Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den 
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umfassende Kohäsionspolitik der Gemeinschaft bekräftigt sowie seine uneingeschränkte 
Ablehnung jeglicher Versuche zur Renationalisierung. Insbesondere hat es seine 
Überzeugung zum Ausdruck gebracht, dass mindestens 0,45% des BIP der Union zur 
Finanzierung dieser Politik bereitgestellt werden sollte. Der Berichterstatter stellt mit 
Zufriedenheit fest, dass diese wesentlichen Anliegen im Bericht der Kommission nicht 
angefochten werden und dass die Kommission dem allgemeinen Konsens über die 
Notwendigkeit, die Politik auf die am wenigsten entwickelten Regionen zu konzentrieren, 
anerkannt und bestätigt hat.

Ziel 1

Die anhaltende Konzentration auf Regionen des Ziels 1 und die Aufrechterhaltung des 
Förderkriteriums von 75% des BIP der Gemeinschaft bedeutet selbstverständlich, dass eine 
Neuanpassung bei der Zuweisung der Ressourcen zugunsten der neuen Mitgliedstaaten 
erfolgen wird. Dies ist im Sinne der Offenheit und der Solidarität zu begrüßen. Es müssen 
jedoch faire und gerechte Vorkehrungen für die Regionen getroffen werden, die unter den 
sogenannten „statistischen Auswirkungen“ der Erweiterung leiden werden, wodurch sie im 
Rahmen des Ziels 1 nicht länger als förderfähig gelten, infolge der Senkung des 
durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP in der erweiterten Union. Nach den Zahlen, die der 
Kommission für 2000 zur Verfügung stehen, könnten bis zu 18 Regionen mit einer 
Bevölkerung von etwa 18 Millionen davon betroffen sein.

Der Berichterstatter ist erfreut, dass in dem Bericht ebenfalls der sogenannte „mechanische“ 
Effekt zur Kenntnis genommen wird, wonach die Regionen infolge des Wachstums ihres Pro-
Kopf-Einkommens nicht länger die Förderkriterien für das Ziel 1 erfüllen. Die Kommission 
muss diese und andere „spezielle Fragen“ berücksichtigen, wie beispielsweise die Regionen 
in äußerster Randlage, wenn es darum geht, in ihrem dritten Bericht Vorschläge vorzulegen.

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, dass das Förderkriterium von 75% des Pro-Kopf-
BIP für das Ziel 1 zwar im Wesentlichen gerecht ist, jedoch auch ein ziemlich grobes 
Instrument sein kann. Die Kommission sollte daher prüfen, wie zusätzliche Kriterien, wie 
beispielsweise Bildung und Arbeitslosenrate oder Randlage und Zugänglichkeit angewandt 
werden könnten. Im Übrigen könnte die Kommission sinnvollerweise prüfen, wie der 
Kohäsionsfonds besser in den gesamten Ansatz für die am wenigsten entwickelten Regionen 
integriert werden könnte.

Ziel 2

Im vorliegenden Bericht räumt die Kommission erfreulicherweise im Gegensatz zum ersten 
Bericht, in dem das Ziel 2 nicht erwähnt wird, die Bedeutung und Relevanz der 
Anstrengungen der Gemeinschaft für Regionen außerhalb des Ziels 1 ein, wirtschaftliche und 
soziale Disparitäten anzugehen. Insbesondere wird in dem Bericht angemerkt, dass die 
anfangs in einzelnen Mitgliedstaaten geäußerte Meinung zugunsten der Renationalisierung 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt, T5-0060/2002 vom 07.02.2002, ABl. C 284 vom 21. November 2002 und Bericht Schroedter 
über den ersten Zwischenbericht der Kommission über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, A5-
0354/2002, T5-0535/2002 vom 07.11.2002  
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solcher Interventionen „keinen größeren Anklang zu finden“ scheint. 

Daher muss, in Übereinstimmung mit dem vorherigen Standpunkt des Parlaments3 erneut mit 
Nachdruck darauf verwiesen werden, dass eine ständige Unterstützung der Gemeinschaft für 
diese Regionen nicht nur aufgrund der weiterhin gültigen Fragen des Strukturwandels und der 
wirtschaftlichen Entwicklung gerechtfertigt ist, sondern, weil, wie die Kommission einräumt, 
nicht alle Mitgliedstaaten und Regionen über die gleichen Mittel verfügen, um ihre Probleme 
anzugehen. Es ist daher von wesentlicher Bedeutung, das Ziel 2 beizubehalten, das die 
regionale Wettbewerbsfähigkeit im Rahmen der Strategien von Lissabon und Göteborg 
fördert.

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls zu betonen, dass der Zusammenhalt ein globales Ziel 
sein muss und dass die Unterstützung allen Regionen zur Verfügung stehen sollte. Damit die 
Mittel jedoch nicht übermäßig gestreut werden, muss man sich auf die wichtigsten Faktoren 
der regionalen Wettbewerbsfähigkeit konzentrieren, wie Zugänglichkeit, Forschung und 
Entwicklung, Bildung und Ausbildung und die Informationsgesellschaft. Es wird ebenfalls 
notwendig sein, den Regionen mit schwerwiegenden geographischen oder naturbedingten 
Nachteilen (Insel-Regionen, Gebirgsregionen und dünn besiedelte Regionen) besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen.

In seinem Entschließungsantrag hat der Berichterstatter daher die Kommission auf diese 
Faktoren hingewiesen und eine deutlichere Klarstellung des Ziels und der Umsetzung der 
Politik in diesen Regionen gefordert.

Verstärkte Zusammenarbeit

Die Zusammenarbeit zwischen den Regionen ist, wie die Kommission anerkennt, für die 
territoriale Integration Europas besonders wichtig und sollte verstärkt werden. Der 
Berichterstatter hat die Kommission aufgefordert, zu prüfen, wie dies am besten verwirklicht 
werden kann. In diesem Zusammenhang sollte im Übrigen darauf verwiesen werden, dass die 
Zusammenarbeit zwischen den Regionen drei Dimensionen aufweist:

- die „grenzüberschreitende“ Zusammenarbeit zwischen Nachbarregionen;

- die „länderübergreifende“ Zusammenarbeit zwischen Gruppen von Regionen mit 
spezifischen gemeinsamen Interessen;

- die „interregionale“ Zusammenarbeit zwischen nichtangrenzenden Regionen. 

Alle drei Dimensionen sind wichtig.

Vereinfachung der Verwaltung und der Umsetzung

Eines der Themen, das die gesamte Debatte über die Zukunft der Strukturfonds beeinflusst, ist 
die Notwendigkeit einer größeren Vereinfachung der Verwaltungsverfahren. Der allgemeine 
Konsens in diesem Zusammenhang wird im Bericht der Kommission wiedergegeben.

In diesem Zusammenhang sind Ansätze wie z.B. ein einziges Programm pro Region und ein 

3 Bericht Schroedter, s.o.
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einziger Fonds zu begrüßen. Außerdem ist es von wesentlicher Bedeutung, den Regionen 
selbst bei der Verwaltung und Durchführung der Programme mehr Verantwortung zu 
übertragen. Das Konzept der Dreier-Verträge zwischen Kommission, Mitgliedstaat und der 
Region, die das Parlament bereits gefordert hat, sollte weiter aktiv verfolgt werden.

Schlussfolgerungen

Der Berichterstatter ist der Auffassung, dass die Kommission sich auf dem richtigen Weg 
befindet und dass sie ihren offenen Ansatz bei der Debatte über die Zukunft der 
Kohäsionspolitik fortsetzen sollte. Deshalb sieht er den bevorstehenden Vorschlägen für die 
Zukunft vertrauensvoll entgegen.


